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Verkündet
am So November 1964

I m N a m e n d e s V o l k e 3

In dem Rechtsstreit

oooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooo

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 100 Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 50 November 1964

in Berlin, an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° T e s m e r
als Vorsitzender,

Bundesrichter S a u t t e r

und Bundesrichter Dr° B r o c k e
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter E r n s t

und Bundessozialrichterin V o l l n b e r g
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts in Berlin vom 22° Vovember

1965 wird als unbegründet zurückgewiesen°

Der geklagte hat dem Kläger die außergerichtlivhe

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten°
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Der im Jahre 4907 geborene Kläger, von Beruf Diplom—Volkswirt, war
im zweiten Weltkrieg Soldat, geriet in sowjetrussische Gefangen—

schaft und kam, nachdem er zunächst in die sowjetisch besetzte Zone

entlassen vorden war, im Jahre 4950 nach West—Berlin° Er erhält

seit dem 4° Oktober 4957 Rente aus der Arbeiterrentenversicherung°

Auf einen Versorgungsantrag des Klägers erkannte das Versorgungs—

amt (VersorgA) mit Bescheid vom 250 März 4956 nach dem Bundesversor—

gungsgesetz (BVG) als Schädigungsfolgen "4° Organische Hirnschä—

digung mit zentralen Regulationsstörungen, vasomotorischen Anfällen,

Wesensveränderung und Hirnleistungssehwäche, 2° Sehnertenschwund

mit geringer Herabsetzung des Sehvermögens und geringer konzentri—

scher Einschränkung des Gesichtsfeldes rechts, 50 funktionell be—

deutungslose Narben am linken äußeren Knöchel, am linken Oberarm

un an der linken Hand sowie winziger Stecksplitter unter der Haut

im Bereich des zweiten Fingers der linken Hand" an und gewährte

Rente nach einer Hinderung der Erwerbsfähigkeit (HGB) um 70 V0He

Im Dezember 4958 legte der Kläger eine ärztliche Bescheinigung von

Dr, I xxxxlggxgver„ Das VersorgA sah darin einen Antrag auf Neu—
„festeterlun- wegen Verschlimmerung und auf Gewährung einer Pflege—

zulage° Each Untersuchung und Begutachtung durch Frau Dr° Tü■■ä■

erließ das VersorgA den Neufeststellungsbescheid vom 25, Oktober

4959, in dem es dem Kläger für die anerkannten Schädigungsfolgen

Rente nach einer KdE um 80 voH° ab 4° Dezember 4958 gewährte, je-

doch die Gewährung einer P°legezulage ablehnte° Auf den Widerspruch

des Klägers, in dem er auf seine durch die Schädigungsfolgen be—

dingte besondere berufliche Betroffenheit hinwies, änderte das Lan—

desversorgA den angefochtenen Bescheid mit Widerspruchsbescheid von
45° September 4960 dahin ab, daß dem Kläger eine Rente nach einer

Nd3 um 90 V„H„ für die Zeit ab 4„ Dezember 4958 gewährt wurde,

lehnte jedoch eine höhere Rente und die Gewährung der Pflegezulage

ab°

Auf die Klage hat das Sozialgericht (SG) weitere fachärztliche Gut—

achten singeholto Hit rteil vom 40 Oktober 4962 hat es unter Ab-

änderung des Bescheides vom 25, Oktober 4959 und des Widerspruch?—

beeeheides vom 45, September 4960 den ijeklagten verurteilt, dem

_;—
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Kläger wegen der anerkannten Schädigungsfolgen ab 4„ Dezem—

ber 4958 Rente eines Erwerbsunfähigen sowie eine Pflegezulage

der Stufe I (als erwerbsunfähigen Hirnbeschädigten) zu gewähren°

Der Beklagte hat wegen der Zuerkennung der Pfle@ezulage Beru—

fung eingelegt° Das Landessozialgerieht (LSG) hat diese Beru—
fung mit Urteil vom 220 November 4965 zurückgewiesen° Es hat

in der Begründung ausgeführt, die Berufung sei, da es sich um

die erstmalige Gewährung der Pflegezulage handele, nicht nach

5 448 Nr„ 5 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ausgeschlossen°

Dem Kläger stehe die obligatorische Pflegezulage nach 5 55 Abs°

4 Satz 5 BVG aF bzw° @ 55 Abs° 4 Satz 4 BVG nF zu, wenn seine
Erwerbsunfähigkeit allein auf der Hirnverletzung beruhe° Für

die Beurteilung der Erwerbsunfähigkeit eines Hirnbesehädigten

komme es nicht allein auf die NdE an, die durch die körperliche

Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben gemäß 5 50 Abs„ 4

BVG verursacht werde° Vielmehr sei ebenso zu berücksichtigen,

ob und inwieteit der Besehädigte aufgrund seiner Hirnverletzung

in seinem Beruf besonders betroffen sei„ Ergebe sich hieraus,

wie im vorliegenden Fall, eine MdB von mehr als 90 v„H°‚ so gel—

te der Besehädigte nach S 54 Abs° 5 BVG als erwerbsunfähigo Die

in dieser Vorschrift getroffene Regelung sei auch für den Be—

griff der Erwerbsunfähigkeit in € 55 BVG maßgebend° Die Begrif—

fe "Erw rbsunfähigkeit” in 5 54 Abs„ 5 BVG und "erwerbsunfähige

Hirnbesehädigte" in 5 55 BVG seien so eng miteinander verknüpft‚

daß eine Aufspa tung in medizinische und wirtschaftliche MdB

nicht erfolgen könneo Auch die Sonderregelung des 5 4 Abs„ 2

der Verordnung zur Durchführung des 5 54 Abs{) 5 BVG vom 470 April

4964 könne die entgegengesetzte Auffassung des Beklagten nicht

stützen, weil es sich hier um eine besondere Regelung für die

Schwe1stbesehüdigtenzulege-handele„

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Gegen dieses ihm am 400 Januar 4964 zugestellte Urteil hat der

Beklagte mit Schriftsatz vom 250 Januar 4964‚ beim Bundessozial—

gerieht (BSG) eingegangen am 29° Januar 4964, Revision eingelegt

und diese nach Verlängerung der Revisionsbegründungsfrist bis

zum 40° April 4964 mit einem am 22° Februar 4964 beim BSG einge-

gangenen Schriftsatz V0m 470 Februar 4964 begründeteJLaw – Gesetze und Urteile
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Er beantragt,

unter Aufhebung der Urteile des SG und des

LSG die Klage abzuweisen, insoweit als Pfle—

gezulage bee nsprucht wird,

Er rügt eine Verletzung des 5 55 BVG durch das LSG und trägt dazun
vor, dei Kläger sei allein wegen seiner als %vrsorgungsleiden aner-

kannten Hirnbeschudigung in seiner Erwerbs fähigkeit geminderto Die

Höhe der 1d3 sei durch das insoweit rechtskräftige Urteil des SG

auf über 90 VQH° festgesetzt, und zx.rar mit 80 v H wegen der körper—

lichen Beeinträchtigung im allgemeinen Er1mebsleben nach 5 50 Abs„4

(\
) (_
)

BVG und weiteren v„H° wegen der besonderen beruflichen Betroffen—

heit des Klägers nach 5 50 Abs„ 2 BVG„ Der 3?in„eis des LSG auf die
Entscheidu

.„
des BSG in Band 8 S0 69 ff sei rechtlich fehlerhaft,

weil des BSG in ciie HO Entscheidung von einem nicht vergleichbaren

Sachverhalt eusgegan goon sei° Der Begriff der Lr\erbsunidnigkeit in

5 35 BVG habe ine die ser Entscheidung der _gerichtlichen Klärung nur

in der Hinsicht bedurft, ob ein um 90 v„Ho in seiner Erwerbsfähigkeit

geminderter Hirnverletzter als ebwerbsunfähiger Hirnbeschädigter

im Sinne des 5 55 BVG angesehen werden könneo Das BSG habe in dieser

Entscheidung daher nur ausgesprochen, daß derjenige erwerbsunfähig

o€i, der um mehr als 90 V„H„ in seiner Erwerbsfähigkeit gemindert

:eic % 54 Absc 5 BVG könne nur insoweit auf € 55 BVG Anwendung fin—

s darin bestimmt ist, daß derjenige, der in seiner Erwerbs—

fäiigkeit um mehr als 90 VQHo gemindert sei, als erwerbsunfähig

gelte„ Die i'“'ttlung des Grades der IidE müsse dagegen unter Berück—

‚tigung des Zweckes der Pflegezulege erfolgen„ Zwar werde die

“öhe der E55 allgemein nee" % 50 Abs„ 4 und 2 BVG bestimmt, jedoch

ich, an dies er all gemeinen Ermittlunge—

n, wenn dies im Einzelfall dem Sinn und

sprechen Das zeige sich zoBo bei der Ge—

zuul ege gemfeßBS 51 Abs, 5 BVGO Hier(‚> '3 (. „L F
)

$.
] „

d' Ö (3 '} 0 ‚’:
Y

‘
.

gr
,-

Q J 00 d'
0

0 .'J

5 3 Abs, ; Jéu die Ermerbsunföhigkeit nur nach % 50 Absß ? BVG,

nicht auch nach Abs„ 2 dieser Vorschri ”t beme8s en„ Sinn und Zweck,

der E-lcge"ulggc nach 5 55 BVG sei es, demje igen Besehdd.igten eine

leg esulage zu gewähren, der hilflos sei, Hilflos sei aber nurPi

dergenige, der i.nfolge der Schädigung die gewöhnlichen und regel—
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mäßig wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des täglichen

Lebens nicht selbst vorzunehmen vermöge° Demnach komme es
bei der Beurteilung der Hilflosigkeit allein auf die gesund—

heitliche Betroffenheit durch die anerkannten Schädigungsfol !

gen an, während wirtschaftliche Gesichtspunkte auszuscheiden

hätten° Zuar habe der erwerbsunföhige Hirnbeschädigte nach
% 55 Abs° 1 Satz 4 BVG Anspruch auf die Pflegezulage nach

St‘fe I, ohne daß Hilflosigkeit vorzuliegen brauche° Diese

Regelung viderspreche aber nicht dem Grundsatz, nur Pflege—

zulage bei Hilflosigkeit zu gewähren° Der Hirnbeschädigtc

gelte vielmehr aufgrund der Eigenart seiner Leiden als hilf—

los, wenn er allein infolge dieser Schädigung erwerbsunfähig

geworden sei° Die Hilflosigkeit werde demnach unterstellt,

sie brauche nicht besonders nachgewiesen zu werden° Ähnli—

ches gelte für die Gewährung der Pflegezulage an Kriegsblin—

de (5 35 Abs, 4 Satz 5 BVG)° Der Begriff “erwerbsunfähig”
in € 55 Abs° 4 Satz 4 BVG müsse im Zusammenhang mit dem Be-

griff Hilflosigkeit verstanden werden° Da wirtschaftliche

Ervägungen keine Rolle spielten, sei somit der Begriff “er—

werbsunfühig" in dieser Vorschrift allein nach 5 50 Abso ?

BVG zu beurteilen° Im übrigen wird auf die Revisionsbegrün—

dung verwiesen°

Der Kläger beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweiseno

Er ist der Auffassung, daß eine Verletzung des S 55 BVG

durch das LSG nicht vorliegt°

Die durch Zulassung nach 5 162 Abs° 1 Nr, 4 SGG statthafte

Revision ist f rn— und fristgerecht eingelegt (5% 464, 766
SGG) und auch rechtzeitig begründet werden, Die somit zu—

lässige Revisi n konnte jedoch keinen Erfolg haben°

Das LSG ist zutreffend zunächst davon ausgegangen, daß die

Berufung des Beklagten gegen das Urteil des SG vom 4„ Okto—

en der Gewährung der Pflegezulage zulässig uar„c 0 4 \B O
\

l\) 0 m

Der Streit ging nicht etwa um eine Neufeststellung der Pfle—

gezulage wegen Änderung der Verhältnisse (% 1U8 Nr° 5 SGG),

_ 6 _
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sondern um die erstmalige Bewilligung der Pflegezulage° Vor dem

angefochtenen Bescheid vom 230 Oktober 4959 in Gestalt des Wi—

derspruchsbeschoides v0m 45° September 4960 war nämlich durch

die Vers rgungsbehörde über die Gewährung der Pflegezulage noch

nicht entschieden werden (BSG 3, 274, 274; 8, 97; BSG in SozR
SGG @ 448 Bl° Da 5 Nr° 45 und Bl° Da 6 Nr, 47)°

Das LSG hat auch zu Recht angenommen, daß dem Kläger als erwerbs—

unfähigem Hirnbeschädigten kraft Gesetzes die Pflegezulage zu—

steht Nach Satz 5 des 5 55 Abs, 4 BVG ab“, der als Satz 4 des
% 55 Abs, 4 BVG nF, d„h° in der Fassung des Ersten und Zweiten

Keuordnungsgesetzes, inhaltlich keine Änderung erfahren hat,

erhalten erwerbsunfähige Hirnbeschädigte eine Pflegezulage min—

destens nach Stufe I° Dabei ist Voraussetzung, daß die Erwerbs—

unfähigkeit allein auf der Hirnbeschädigung beruht (BSG 4, 56)°

Nach den Feststellungen des LSG ist der Kläger allein wegen der

hirnbeschädigung erwerbsunfähigo Der Beklagte meint jedoch, daß

nur demjenigen erwerbsunfähigen Hirnbeschädigten die Pflegezu-

lage nach @ 55 1Abso 4 Satz 5 bzw° Satz 4 BVG zustände, der al-

lein wegen seiner Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben

sowie der seelischen Begleiterscheinungen und
Schmerzen gemäß

% EC Abs, 4 BVG erwerbsunfähig ist, nicht aber demjenigen, der

nur regen besonderer Berufsbetroffenheit gemäß 5 50 Abs, 2 BVG

als erwerbsunfähig anzusehen ist, Diese Auffassung geht fehl,

Als “errerbsunfähig” bezeichnet das BVG im S 54 Abso 5 denjeni—

gen Beschädigten, der in seiner Erwerbsfähigkeit um mehr als

90 V„H„ beeinträchtigt ist, Diese Begriffsbestimmung hat das Ge—

setz zwar im Rahmen der Vorschrift über die Höhe der Grundrente

getroffen° Da die P”legezulage aber ebenso wie die Beschädigten—

rente zu den Versorgungsleistungen (@ 9 Nr, 5 BVG) zählt, muß

geschlossen werden, daß der Begriff "erwerbsunfähig" in $ 55

BVG so gebraucht ist, wie er vorher in 5 54 Abs° 5 BVG definiert

nurde (so im Ergebnis auch BSG 8, 69, 74), iese Folgerung wird

durch die Tatsache bestätigt, daß das BVG dann, wenn es mit dem

Wort “erwerbsunfähig” einen anderen Begriff verbinden will, als

wie er in % 34 A s„ 3 BVG bestimmt ist, dies stets besonders

hervorgenoben hat„ So ist in @ 44 Abs° 4 Buchst„ a und Abs, 2

„L Jitwenausgleichsrente und in 5 50 Abs, 5 BVG

..7—
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in der Fassung des Ersten Neuordnungsgesetzes und S 50 in der

Fassung des Zweiten Neuordnungsgesetzes bei der Elternrente der

Begriff "erwerbsunfähig" abweichend von S 54 Abs° 5 BVG gere—
gelt„ Auch dann, wenn das BVG die MdB nur in einer Wertung, bei

der die Berufsbetroffenheit nicht berücksichtigt ist, zum Gegen—

stand einer Regelung gemacht hat, ist dies besonders hervorgeho—
ben (vglo % 50 Abs° 4 Satz 5 BVG in der Fassung des Ersten Neu—
ordnungsgesetzes und 5 4 der Verordnung zur Durchführung des
S 54 Abs„ 5 BVG vom 470‘April 4964, — wobei infdiesem Zusammen—

hang de instchcn kann, ob der 5 4 der Verordnung überhaupt rechts-

gültig ist, soweit er den in 9 54 Abso 5 BVG gebrauchten Begriff

des ”erwerbsunfähigen“ Beschäftigten einschränkt)° Derartige Ein—

schränkungen zum Begriff ”erwerbsunfähig” hat das BVG bei % 55

nicht vorgesehen()

Ist demnach in 8 35 BVG der in 5 54 Abs° 5 BVG definierte Begriff

“erwerbsunföhig” verwendet werden und ist nach diesem Begriff er—
werbsunfähig derjenige Beschäftigte, der in seiner Erwerbsfähig-

keit um mehr als 90 V„H° beeinträchtigt ist, so kann als Minde—

rung der Erwerbsfähigkeit in dieser Höhe nur diejenige gemeint

sein, die nach den Vorschriften über die Minderung der Erwerbs—

fähigkeit, nämlich gemäß 5 50 Abs, 4 und Abs° 2 BVG festzusetzen

ist° Diese Vorschriften kennen aber nicht zwei oder mehrere un—

terschiedliche Hinderungen der Erwerbsfähigkeit, sondern nur eine

einheitliche° Bei ihrer Festsetzung ist von der körperlichen Be—

einträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben auszugehen, gegebenen—

falls sind aber auch seelische Begleiterscheinungen und Schmerzen

(Abs° 4) sowie der angestrebte, begonnene oder derzeitige Beruf

(Abs° 2) zu berück iehtigen° Es handelt sich bei diesen Umstän—

den demnach nur um Faktoren, die bei der Festsetzung der MdB mit—

wirxen könzen, ohne daß jedoch diese Faktoren einzeln in ihrer

Höhe feste“setzen wären„ Dies ist weder vom Gesetz verlangt noch

in der Fraxi* der Verwaltungsbchördcn in Bescheiden über die Fest—

setzung der [dB gescheheno Wenn bei der Berufsbotroffenheit in

Abs° 2 vo

aus nicht gefoigert :crden, daß die höhere Bewertung bei der Fest—
n einer ”höheren Bewertung” gesprochen ist, so kann dar—

sotzung der Kd3 ihren besonderen Ausdruck finden müsseo Auch we—
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gen der nach Abso 1 zu berücksichtigenden seelischen Begleiter—

scheinungen und Schmerzen ist die MdB "höher zu bewerten“, als

wenn sie nur für die k61perliche Beeinträchtigung im allgemeinen

Erzerbs Leben festzusetzen wäre„ Aus dem Gebrauch der Worte "zu

berücksichtigen" in Abs„ 4 und ”höher zu bewerten“ in Abs„ 2 kann

daher nicht gefoläert werden, es handele sich um verschiedene und

ges der: festzusetzende Ninderungen der Erwerbsfähigkeit°

Schließlich ist auch nicht etwa durch das Erste Heuordnungsgesetz,

des lie Fussun5 des bisherigen @ 50 BVG geändert und erstmals das

‘e:ufliche Betroif einsein int inem Deoonderen Abs„ 2 geregelt hat

_ie „u£:.i lung der KdE in ein allgemeine und eine besondere be—

stirmt und gefo: dei t 1.0rden Bis zum Inkrei ttreten des iErsten

Neue dnrxgsgesetzes war die Beurteilung der MdB allein in Abs„ 1

SC die gereec „„ Dieser Absatz‚ der zwar seit dem Inkraft—

treten des BVG ve schieder tlich geändert werden ist, enthielt je—

doch schon in le: vor dem Neuordnungsgesetz geltenden Fassung al—

e auch nach derzeitigem Recht für die Beurteilung

‚ge end sind, also die körperliche Beeinträchtigung im

allgemeinen Erwerbsleben, die seelischen Begleiterscheinungen und

merzen sowie insbesondere das berufliche Betroffensein„ I■it

ee; Aufteilung der Vorschriften über die Bewerturgder MdB in zwei

lb31“:e des J 50 BVG ist — von der Erwähnung des “derzeitigen“ Be—

1ujs bei der rerufsbet10f fenheit abgesehen — eine sachliche Ande—

rung nicht eingetreten (sie-he dazu BSG 15, 23 210}0 Mithin kann

aus der mit dem Ersten Neuordnungsgesetz getroffenen Aufteilung

der \0“Fc3r11ten über die Bewertung der MdB keinesfalls geschlos—

sen verdcng daß von ietzt an stets zwei Wertu1gen festzusetzen

) }

\."Llfüll.‚ CL.I'.LG Elfi-Zn ADS-:, i " „d eine nach Abs„ 2„ Aoge.sehen davon‚

b)i der 1111 anrung einer derart wichtigen Neuerung darüber in

der Laterielien zum Neuordnung sgc -setz etxwus ge05"gt 10rden \: äre‚

e uht eingeführte Doppelbew rtung nunmehr auch Be—

'an darüber er1ordert‚ in welchem Sinne die bisher getrof—

fenen Festsec_ungen der Iid3 zu gelten habe und wie die vom Ge—

setz geb:g \iTPX ■radbestimmungen in

jedemn
einzelnen Fall zu ver—

stehen sind„ ob im Sinne des A‘s„ 4 oder des Abs() 20 Das ist aber

nicht ge:cllehen\ ■.us all den er\ähuten Umständen kann nur der

uß gezogen werden, daß das BVG grundsätzlich nur eine e
li:he Uertunr der KeE nach Abs„ 4 und Abs„ 2 des S 50 BVG kennt7
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so daß es dann, wenn es eine Unterscheidung der Wertung unter
Einbeziehung oder Ausschließung einer Berufsbetroffenheit tref—

fen wollte, dies ausdrücklich sagen mußte und tatsächlich auch

in bestimmten Vorschriften gesagt hat„ Mithin ist als erwerbsun-

fähiger Hirnverletzter im Sinne des 5 35 BVG, der keine nähere

Bestimmung über die Wertung der Erwerbstätigkeit enthält, auch

derjenige Beschädigte anzusehen, dessen Erwerbsunfähigkeit, also

dessen MdB mit mehr als 90 voH„ nur deshalb so bewertet werden

ist, weil bei der Bewertung eine Berufsbetroffenheit gemäß Abs° 2

des % 50 BVG berücksichtigt wurde°

‘Der Einbeziehung der nur wegen ihres beruflichen Betroffenseins
als erwerbsunfähig anzusehende Hirnverletzten in den Kreis der be—

rechtigten ?flegmulagcnempfänger steht nicht — wie der Beklagte un—

ter Hinveis auf die Rechtsprechung des BSG meint — der Umstand ent—

gegen‚ daß wirtschaftliche Erwägungen bei der Gewährung der Pflege—

zulage nach € 55 Abso 1 Satz 4 BVG außer Betracht bleiben müssen

(BSG 8‚ 69 ff„ und 97 ffo)° Der Beklagte übersicht hierbei, daß

nach der angeführten Rechtsprechung des BSG wirtschaftliche Erwä—

gungen bei der Beurteilung der Hilflosigkeit keine Rolle spielen

dürfen° Im übrigen ist die Gewährung der Pflegezulage selbst weder

dem Gesetz noch der Rechtsprechung nach von wirtschaftlichen Ver—

hältnissen abhängig° Soweit die Berücksichtigung der besonderen
Berufsbetroffenheit bei der Bewertung der MdB und damit auch bei

'der Beurteilung der “rwerbsunfähigkeit dazu dient, um für die

”wirtschaftlichen Folgen der Schädigung” (% 4 Abso 1 BVG) Versor—

gung zu gewähren‚ besteht gegenüber der Berücksichtigung der kör—

perlichen Beeinträchtigung bei der Beurteilung der MdB kein Unter—

schied, denn auch insoweit dient diese Beurteilung nur dazu7 um

nach dieäem Maß die wirtschaftlichen Folgen der Schädigung auszu—

gleicheno Aus dem Gebrauch des Begriffs "erwerbsunfähig" in 5 55

BVG kann daher nicht geschlossen werden‚ bei dieser Erwerbsunfähig—

keit müsse es sich um eine allein nach 5 50 Abso 4 BVG beurteilte

handeln, weil andernfalls mittelbar wirtschaftliche Verhült-isse

für die Semähzung der Pflegezulage mitbestimmend wären° Ob für die

Gewährung der Pflegezulage an erwerbsunfähige Hirnverletzte von

dem Erfordernis der Hilflosigkeit Abstand genommen und allein die

Schwere der Verletzung als Maßstab festgesetzt werden ist oder ob
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das Vor icgcn der Hilflosigkeit bei einer so schweren Verletzung

fin iert torden ist, kann dahinstehen; denn für die Annahme, daß

die Schwere der Verletzung oder die Fiktion nur auf diejenigen

errorbrunfühigen Hirnverletzten beschränkt bleiben solle, die bei

einer Beurteilung allein nach 5 50 Abs° 1 BVG erwerbsunfähig zu

gelten haben, sind Anhaltspunkte nicht vorhanden°

eine Rechtsauffassung auch nicht auf die Pro—

tokolle des Ausschusses für Kriegsopfer und Kriegsgefangenenfra—

gen (26° Ausschuß des 1° Deutschen Bundestages) stützeno Entgegen

seiner Auffassung läßt sich aus den Beratungen dieses Ausschusses

zu 5 55 BVG nicht entnehmen, daß nur solche Hirnbeschädigte die

Pflegezulage erhalten sollen, die infolge der körperlichen Beein—

trächtigung ($ 50 Abs° 1 BVG) erwerbsunfähig geworden sind° Abge—

sehen davon, daß diese vom Beklagten dem Ausschuß unterstellte

Absicht in Gesetzeswortlaut keinen Niederschlag gefunden hat, so

daß sie eine den Wortlaut des Gesetzes einengende Auslegung nicht

rechtfertigen könnte, betreffen die Erörterungon des Ausschusses

allein die Frage, ob neben den Blinden auch erwerbsunfähige Hirn—

besehädigte als besondere Gruppe von Beschädigten in das Gesetz

au-genormen werden sollten, ohne daß zu der hier streitigeh Frage.

vie der Begriff ” erterbsunfähig" auszulegen ist, Stellung genom—

men werden ist (siehe dazu BT—Drucks„ Nr„ 1555 10 Wahlperiode

1949, Protokoll der 500 Sitzung vom 260 September 1950 S0 58 D

und 58„ Sitzung vom 120 Oktober 1950 S„ 159 D\, Schließlich geht

auch die H inung des ?eklagten fehl, daß bei der vom LSG vertre—
I‘."

onen Luiiasstng der Gleichheitsgrundsatz des Art° 5 des Grund—

Oesetses (GG) verletzt werde, weil dann die Hirnverletzten gegen—

bcr anderen Beschädigtengruppen mit gleicher körperlicher Beein—

trüchtigung bevorzugt würden„ Der Gleichheitsgrundsatz verlhtet

zwar. Gleiches ungleich zu behandeln, jedoch sind zwei Gesund—

heitsstörungen — wie hier die Hirnverletzung einerseits und der

Verlust von Gliedmaßen oder Erkrankungen andererseits — noch

nicht deshalb gleich, weil für sie eine MdB gleichen Grades fest—

gesetzt werden ist, Die Eigenart und die unterschiedlichen Auswir«#

kungen verschiedener Gesundheitsstörungen lassen es nicht nur zu,

sondern erfordern es häufig naturgemä
,

daß unterschiedliche Ver—

sorgungsleistungen für sie trotz gleichen Grades der MdB gewährt
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werden° Ganz augenfällig tritt dies bei der Versorgung durch

Heil— und Krankenbehandlung in Erscheinung° Aber auch bei der

Gewährung der Pflegezulage lassen die Eigenart der Hirnver-

letzung und deren besondere Auswirkungen es zu — entsprechendes

gilt für den Verlust der Sehkraft —‚ den erwerbsunfähigen Hirn—

vorletzten im Unterschied zu den erwerbsunfähigen Beschädigten

mit anderen Verbtzungcn oder Erkrankungen die éflegezulage
zu

gewähren° In diesem Zusammenhang spielt es keine Rolle, ob die

Pflegezulage auch ohne Hilflosigkeit allein wegen der Art und

Schuere der Verletzung gewährt w'rd oder ob wegen der Art und

Schwere der Verletzung eine Hilflosigkeit bei erwerbsunfähigen

Hirnverletzton fingiert und aus diesem Grunde die Pflegezulage

gewährt wird„ Die ungleichen Lebenslagen und sachlichen Unter—

schiede bei der Ausu'rkung von Hirnverletzungen einerseits und

Gosundheitsstörurgcn.anderer Art andererseits lassen es deshalb
...

zu, erwerbsunfunigen Hirnverletzten im Unterschied zu erworbe-

I,.
J-unfähigen Beschäd

;}

gten mit anderen Gesundheitsstörungen ohne

weiteres gemäß e 35 Abs° 4 Satz 4 BVG die Pflegezulage zu ge-
währen, ohne daß dadurch der im Art° 5 GG verankerte Grundsatz

der Gleichbehandlung verletzt ist°

Danach steht einem erwerbsunfähigen Hirnbeschädigten — wie hier

dem Kläger — die Pflegezulage der Stufe I nach % 55 Abs° 4 Satz

5 BVG a? und Satz 4 nF zu„ Das LSG hat somit 5 55 BVG nicht

verletzt, so daß die Revision des Beklagten unbegründet isto

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 492 Abs° 4 SGG„
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